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Mit dem Ziel, bis 2037 klimaneutral zu werden, wurde beschlossen, das Gasnetz für Raumwärme 
und Kochgas bis 2037 abzuschalten. Dies zumindest für die Privatkunden und Unternehmen im 
Kanton Basel-Stadt und im Hinblick auf den Einsatz von klimafreundlichen Alternativen zum Gas. 
Gemäss IWB wird der Gasausstieg schrittweise mit dem Ausbau der Fernwärme erfolgen. Dies ist 
eine grosse Herausforderung für alle Beteiligten. Damit die Ziele bis 2037 erreicht werden können, 
ist eine gute Koordination der Prozesse und Projekte von grosser Bedeutung. Insbesondere die 
Kommunikation mit privaten Hausbesitzer:innen und Unternehmen ist wichtig, damit die Betroffenen 
laufend informiert werden und notwendige Massnahmen frühzeitig planen können. Nicht zuletzt 
auch, um die Akzeptanz für die Erneuerungen zu fördern. 

Die Abschaltung mit dem Zielhorizont 2037 bezeichnet den gewünschten Realisierungszeitpunkt 
und damit auch den Zeitpunkt des Abschlusses der Umstellung in den betroffenen Liegenschaften. 
Da die Realisierung der Fernwärme stufenweise erfolgt, soll auch die Ausserbetriebnahme in 
einigen Gebieten bereits in zwei Jahren erfolgen. Dies stellt die Immobilieneigentümer:innen vor 
dem Hintergrund des möglichen aktuellen Ersatzbedarfs an Geräten und Anlagen vor besondere 
Herausforderungen. So können z.B. in älteren Liegenschaften bei der Umstellung von Gas- auf 
Elektroherde umfangreiche elektrische Neuinstallationen (höhere Absicherung) notwendig werden. 

In den Liegenschaften gibt es unterschiedliche Ausgangssituationen, die für die Planung der 
Umstellung und eventuelle Erneuerungen bestimmter Anlagen relevant sind. So gibt es Häuser mit 

a) Gaszentralheizung oder Gasöfen in den Wohnungen, aber Elektroherd 

b) Gaskochherd in den Wohnungen, aber Fernwärme als Heizung/Warmwasser 

c) Gaszentralheizung oder Gasöfen in den Wohnungen, aber Gasherd. 

Die IWB melden, dass sie die Besitzer:innen von Liegenschaften (rund 11'000 Liegenschaften) 
frühzeitig (mindestens drei Jahre) im Voraus über die Abstellung informieren werden. Je nach 
Ausgangslage ist dies nicht ausreichend. Es wird auch von internen Listen berichtet, wann welche 
Strasse vom Gasnetz genommen wird. Die IWB wollen dazu keine weiteren Angaben machen. Die 
IWB sind als Energie- und Wasserversorger zwar eigenständig, befinden sich aber im Besitz des 
Kantons. Als Eigentümer sollte der Kanton Basel-Stadt seinen Einfluss geltend machen und 
allfällige wichtige Optimierungen anregen. Zum Beispiel im Bereich der Kommunikation von 
Grossprojekten. 

Der Interpellant bittet die Regierung deshalb höflich um die Beantwortung der folgenden Fragen. 

1. Wie ist ein koordiniertes Vorgehen von IWB und involvierten Stellen möglich, damit 
Hauseigentümer:innen in transparenter Weise umgehend erfahren, wann das Gas in ihrer 
Liegenschaft abgestellt wird? Wie weit ist ein solches Vorgehen schon in Planung bzw. in 
möglicher Umsetzung? 

2. In welcher Form ist der Regierungsrat bereit, rasch auf eine online abrufbare Liste 
hinzuwirken, damit alle Liegenschaftsbesitzer:innen erfahren, bis zu welchem Zeitpunkt das 
Gas bei ihnen abgestellt wird? 

3. Wie stellt sich die Regierung dazu, über die Verbände der Eigentümer:innen zu 
kommunizieren, damit möglichst alle relevanten Personen in dieser Frage zeitnah umfassend 
informiert werden können? 

4. Welche Massnahmen können seitens der IWB ergriffen werden, um Projekte in der Planung 
zu unterstützen, welche gemeinsame Lösungen (z.B. bei Heizsystemen) über mehrere 
Liegenschaften umfassen? Wie denkt die Regierung über eine proaktive Rolle in Bezug auf 
potenzielle gemeinsame Projekte über mehrere Liegenschaften?  

5. Ist sich die Regierung über die Komplexität bewusst, dass vor allem bei älteren 
Bestandsliegenschaften im Kanton mehrere Tausend Haushalte noch mit Gas kochen und die 
Umstellung auf Elektrokocherde eine Umrüstung der elektrischen Installationen erfordert 
(hohe Invesstitionen). In welcher Form kann der Kanton unterstützend durch die zuständigen 
Amtsstellen und die IWB rechtzeitig Anreiz-Modelle entwickeln, um Lösungen im 
Umstellungsprozess zu erwirken? (Bspw. mit 'Abwrack-Prämien') 

6. Die Kontrolle bei Gaskochstellen und Leitungen hat alle 15 Jahre zu erfolgen. Erachtet es die 
Regierung auch als sinnvoll, im Rahmen dieser periodischen Kontrollen, die 
Liegenschaftsbesitzer:innen bei Mängel darauf hinzuweisen, dass die Umstellung bereits 



erfolgen kann? In welcher Form kann eine derartige Beratung ablaufen? Wie werden die IWB 
mögliche Liegenschaftsbesitzer:innen in der Planung und Lösungsfindung proaktiv 
unterstützen?  

Niggi Rechsteiner  


